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RA Prof. Dr. Wieland Bosman, Harxheim*

Rundfunkregulierung 2.0 – Vielfaltsgew�hrleistung
in Zeiten des Internets

Das Internet erobert in rasanter Geschwindigkeit die Me-
dienwelt und ver�ndert nachhaltig das Informations- und
Kommunikationsverhalten der Menschen. Diese Entwick-
lung beeinflusst nicht zuletzt auch die Rezeptionsbedin-
gungen der klassischen Medien sowie deren regulatori-
sches Umfeld. Dies gilt insbesondere auch f�r den Rund-
funk und seine verfassungsrechtliche Verpflichtung zur
Vielfalt.

I. Einf�hrung

Das Internet – unendliche Weiten. Wir schreiben das Jahr
2014. Innerhalb weniger Jahre ist ein neues kommunika-
tives Ph�nomen weltweit so intensiv in unsere Lebens-
wirklichkeiten vorgedrungen, wie es nie ein Mensch zu-
vor erlebt hat.1 Und die Entwicklung schreitet fort. Die
massenhafte Verf�gbarkeit konvergenter, multifunktiona-
ler station�rer wie mobiler Endger�te als Folge der Digi-
talisierung von Inhalten und Verbreitungswegen ver�ndert
das Informations- und Kommunikationsverhalten der
Menschen2 und f�hrt rasant zu neuen Formen sowohl
der Individual- als auch der Massenkommunikation. Das
Internet erweitert das Spektrum der Informations-, Kom-
munikations- und Unterhaltungsmçglichkeiten durch die
Entkoppelung hergebrachter Zusammenh�nge zwischen
Inhalten und Verbreitungswegen dramatisch. Es ermçg-
licht nicht nur die Verbreitung von Inhalten unabh�ngig
von klassischen (Rundfunk-)Distributionswegen (z. B.
Breitbandkabel, Satellit, Terrestrik, Telefonnetz), sondern
auch die weitgehend freie, nutzergesteuerte Kombination
linearer und nonlinearer, individueller und massenkom-
munikativer Inhalte ohne Plattformschranken.3 Damit tritt
das Internet sowohl als innovativer digitaler �bertra-
gungsweg, zunehmend aber auch als eine eigenst�ndige
mediale und faktorale Kategorie neben dem Rundfunk in
Erscheinung.

Als „Medium und Faktor“ der freien individuellen und
çffentlichen Meinungsbildung hat das BVerfG in seiner
Interpretation der Rundfunkfreiheit des Art. 5 Abs. 1 S. 2
GG Bedeutung und Funktion des Rundfunks beschrieben.4
In der dualen Rundfunkordnung gilt diese Beschreibung –
bei aller Unterschiedlichkeit verfassungsrechtlicher Wer-
tigkeiten im �brigen5 – sowohl f�r den çffentlich-recht-
lichen als auch f�r den privaten Rundfunk. Hieraus wird als
wesentliches verfassungsrechtliches Strukturprinzip des
Rundfunks neben der Staatsfreiheit die Sicherung von
Meinungsvielfalt, also der Pluralismus der Rundfunkinhal-
te abgeleitet.6 Rundfunk soll die Vielfalt der bestehenden
Meinungen in mçglichster Breite und Vollst�ndigkeit zum
Ausdruck bringen.7 Aus dieser Zuschreibung folgt ein
Verfassungsauftrag an die Rundfunkgesetzgeber, diese
Anforderungen an den Rundfunk insgesamt in eine positi-
ve, formalgesetzliche Ordnung zu kleiden.8 Die Bundes-
l�nder sind diesem Verfassungsauftrag im Generellen
durch eine bemerkenswert vielf�ltige, differenzierte und
nicht immer �bersichtliche Rundfunkgesetzgebung so-
wohl in Form einheitlicher Staatsvertr�ge als auch in Form

landesspezifischer fçderaler Landesrundfunkgesetze f�r
den çffentlich-rechtlichen Rundfunk und Landesmedien-
gesetzen f�r den privaten Rundfunk nachgekommen. So
erscheint die bisherige gesetzliche Ordnung des Rund-
funks in diesem Sinne solide und fest gef�gt.

Die rasante Entwicklung des Ph�nomens Internet stellt den
Rundfunkgesetzgeber jedoch vor neue Aufgaben, die ins-
besondere seine Prognosef�higkeit und seine Reaktions-
geschwindigkeit herausfordern. Es ist dem Rundfunkge-
setzgeber zwar zu attestieren, dass er bereits fr�hzeitig
versucht hat, durch die Implementierung einzelner inter-
netspezifischer Regelungen in bestehende Rundfunkgeset-
ze, insbesondere in den Rundfunkstaatsvertrag, auf die
internetspezifischen Herausforderungen zu reagieren. Es
liegt jedoch in der Natur der Sache, dass er Gefahr l�uft,
von der fortschreitenden Technik und den sich ver�ndern-
den Verhaltensweisen der Nutzer bzw. Rezipienten �ber-
holt zu werden.

Im Folgenden soll dargestellt werden, inwieweit derzeit
bereits bestehende rundfunkgesetzliche Regelungen das
Verfassungspostulat der Gew�hrleistung von Meinungs-
vielfalt des Rundfunks unter den Bedingungen des Internets
zu realisieren versuchen und wie diese Versuche im Hin-
blick auf ihre rechtliche Konsistenz einzusch�tzen sind.

II. Pluralismus als Strukturprinzip des Rund-
funkverfassungsrechts

Vorgaben zur Sicherung von Meinungsvielfalt im Rund-
funk stellen eine der wesentlichen Konstanten der Recht-
sprechung des BVerfG zur Rundfunkfreiheit des Art. 5
Abs. 1 S. 2 GG dar. Bereits vor Etablierung der dualen
Rundfunkordnung in den 80er Jahren des vorigen Jahr-
hunderts wurde der damals allein existierende çffentlich-
rechtliche Rundfunk auf inhaltlichen und organisatori-
schen Pluralismus verpflichtet. Schon in seinem ersten
Fernsehurteil forderte das BVerfG, die – çffentlich-recht-
lichen – Veranstalter von Rundfunkdarbietungen m�ssten
so organisiert werden, dass alle in Betracht kommenden
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1 Angelehnt an den bekannten Logbucheintrag des Raumschiffs Enterprise.
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Kr�fte in ihren Organen Einfluss haben und im Gesamt-
programm zu Wort kommen kçnnen, und dass f�r den
Inhalt des Gesamtprogramms Leitgrunds�tze verbindlich
sind, die ein Mindestmaß von inhaltlicher Ausgewogen-
heit, Sachlichkeit und gegenseitiger Achtung gew�hrleis-
ten. Zur Begr�ndung wurde auf eine „Sondersituation“ des
Rundfunks, begr�ndet durch Frequenzmangel und hohen
finanziellen Aufwand, abgestellt.9

Diese Pluralismusanforderungen wurden in Zeiten der dua-
len Rundfunkordnung nicht nur intensiviert, sie waren f�r
das BVerfG auch der zentrale Ansatzpunkt bei der Fest-
legung der Existenzbedingungen der beiden Teilsysteme
çffentlich-rechtlicher und privater Rundfunk. Zur Begr�n-
dung wurde und wird nicht mehr auf die vormalige „Son-
dersituation“, sondern auf die spezifischen Wirkmechanis-
men des Mediums Rundfunk, Breitenwirkung, Aktualit�t
und Suggestivkraft, abgestellt.10 War die Verfassungsrecht-
sprechung zun�chst noch auf ein Pluralismusmodell fixiert,
das von beiden Teilsystemen einen gleich hohen programm-
lichen Vielfaltsstandard verlangte,11 so wurde diese Maß-
gabe bereits nach kurzer Zeit zugunsten des privaten Rund-
funks abgemildert. Die durch den Rundfunkgesetzgeber
vorgegebene Finanzierung des privaten Rundfunks prim�r
durch Werbung12 setzte eine quasi naturgesetzlich wirkende
Kausalkette zulasten des Pluralismus im privaten Rundfunk
in Gang. Werbefinanzierung kann n�mlich nur dann effek-
tiv, d. h. ertragsstark sein, wenn Werbebotschaften eine
mçglichst große Reichweite im Publikum erzielen; Voraus-
setzung f�r diese große Reichweite ist, dass die Werbebot-
schaften in ein massenattraktives Gesamtprogramm einge-
bunden werden. Ein massenattraktives Gesamtprogramm
muss aber begriffsnotwendig all jene Programmgenres ver-
nachl�ssigen, die nur f�r Zuschauerminderheiten von Inte-
resse sind. Hierdurch entstehen strukturelle Vielfaltsdefizi-
te. Diese strukturellen Vielfaltsdefizite des privaten Rund-
funks sind f�r das BVerfG in gewissem Umfang tolerabel,
soweit und solange der çffentlich-rechtliche Rundfunk die
rundfunkm�ßige Grundversorgung13 gew�hrleistet14 und
damit die gesamte duale Rundfunkordnung quasi mit einem
„Vielfaltsteppich“ unterlegt. F�r die Wahrnehmung dieser
Funktion wird der çffentlich-rechtliche Rundfunk mit einer
Bestands- und Entwicklungsgarantie und einer fortdauern-
den Legitimation seiner Finanzierung durch Rundfunkge-
b�hren bzw. Rundfunkbeitr�ge versehen.15 Gleichwohl
bleibt auch der private Rundfunk von Verfassungs wegen
zu einem Grundstandard inhaltlicher Vielfalt verpflichtet.16

Die diesem Pluralismusmodell zugrundeliegende Recht-
sprechung des BVerfG hatte allerdings jeweils nur �ber
Fallgestaltungen des herkçmmlichen klassischen Rund-
funks zu befinden. Aspekte des zunehmend auch auf den
Rundfunk einwirkenden Ph�nomens Internet spielten hier-
bei noch keine Rolle. So war und ist zun�chst der Rundfunk-
gesetzgeber aufgerufen, Interdependenzen zwischen klassi-
schem Rundfunk und Internet aufzugreifen und einen pas-
senden regulatorischen Rahmen zu schaffen. Passend kann
ein solcher Rahmen aber nur dann sein, wenn dem Pluralis-
musgebot des Rundfunks auch unter den internetbedingten
Gegebenheiten hinreichend Rechnung getragen wird.

III. Rundfunkgesetzliche Vielfaltsregelungen
ohne Internetbezug

In Umsetzung der Rechtsprechung des BVerfG zu den
Vielfaltsanforderungen f�r den klassischen Rundfunk hat
der Rundfunkgesetzgeber eine Reihe von Regelungen er-
lassen, die diesem Postulat einfachgesetzliche Geltung
verschaffen sollen. Hierzu z�hlen neben dem allgemeinen

Vielfaltspostulat in der Pr�ambel des RStV insbesondere
die Zulassungspflicht einschließlich der medienrechtli-
chen Konzentrationskontrolle f�r private Rundfunkveran-
stalter (§§ 20, 26 RStV) als Ausdruck pr�ventiver und
repressiver Kontrollerfordernisse zur Sicherung der vom
BVerfG definierten Funktionsbedingungen der dualen
Rundfunkordnung.

Weiterhin z�hlen hierzu Regelungen f�r die Zuordnung
drahtloser Verbreitungskapazit�ten in den §§ 51, 51 a
RStV, die sowohl der Sicherstellung der programmlichen
Grundversorgung durch den çffentlich-rechtlichen Rund-
funk dienen (§ 51 Abs. 3 Nr. 4 a RStV), als auch in den
Zuweisungskriterien f�r private Rundfunkveranstalter
(§ 51 a Abs. 4 RStV) ausdr�cklich den verfassungsrecht-
lichen Vielfaltsaspekt aufgreifen.

Schließlich enth�lt § 52 b Abs. 1 RStV sog. Must-carry-
Regelungen, deren Funktion im Wesentlichen darin be-
steht, auf Plattformen privater Anbieter f�r die Verbreitung
von Fernsehprogrammen im Sinne der Rechtsprechung des
BVerfG zu gew�hrleisten, dass das jeweilige Plattform-
angebot zwingend die gesetzlich bestimmten und beitrags-
finanzierten Programme des çffentlich-rechtlichen Rund-
funks (Grundversorgung) transportiert und zudem ein Drit-
tel des Angebots privater Rundfunkveranstalter auf einer
Plattform unter Vielfaltsgesichtspunkten ausgew�hlt wird.

IV. Vielfaltsrelevante Regelungsans�tze
mit Internetbezug

Neben diesen allgemeinen, nicht internetspezifischen viel-
faltssichernden rundfunkgesetzlichen Regelungen existie-
ren bereits erste Reaktionen des Gesetzgebers auf be-
stimmte Internetph�nomene. Naturgem�ß dort, wo der
Einsatz von Internettechnik und zunehmende Internetnut-
zung auf Rundfunkrecht einwirken und die Erg�nzung
oder Modifikation herkçmmlicher Rundfunkregelungen
nahelegen. Dass diese ersten regulatorischen Ans�tze noch
kein stringentes Regelungsmuster aufweisen und im �bri-
gen auch nur teilweise den verfassungsrechtlichen Rah-
menbedingungen entsprechen, wird nachfolgend deutlich.

1. Modifizierung des Rundfunkbegriffs

Eine der ersten gesetzgeberischen Aktivit�ten zur Anpas-
sung des Rundfunkrechts an Erscheinungsformen des In-
ternets stellt die definitorische Umgestaltung des einfach-
gesetzlichen Rundfunkbegriffs in § 2 Abs. 1 RStV durch
den 2009 in Kraft getretenen 12. Rundfunk�nderungs-
staatsvertrag17 dar. Dies geschah in Umsetzung europa-
rechtlicher Vorgaben18 und f�hrte zu einer Ausgrenzung
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9 BVerfG, 28. 2. 1961 – 2 BvG 1, 2/60, BVerfGE 12, 205, 262 f.
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12 § 43 RStV.
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tie, 1991, S. 78 ff.; Niepalla, Die Grundversorgung durch çffentlich-recht-
liche Rundfunkanstalten, 1990, S. 46 ff.; Eifert, in: Hahn/Vesting (Fn. 6),
§ 11 RStV Rn. 4 m. w. N.

14 BVerfG, 4. 11. 1986 – 1 BvF 1/84, BVerfGE 73, 118, 157 ff.; BVerfG, 5. 2.
1991 – 1 BvF 1/85, 1/88, BVerfGE 83, 238, 297; zuletzt best�tigt durch
BVerfG, 25. 3. 2014 – 1 BvF 1/11, K&R 2014, 334 ff.

15 BVerfG, 4. 11. 1986 – 1 BvF 1/84, BVerfGE 73, 118, 158; BVerfG, 5. 2.
1991 – 1 BvF 1/85, 1/88, BVerfGE 83, 238, 298.

16 BVerfG, 4. 11. 1986 – 1 BvF 1/84, BVerfGE 73, 118, 158 f.; BVerfG, 5. 2.
1991 – 1 BvF 1/85, 1/88, BVerfGE 83, 238, 297.

17 Vgl. zur Entstehungsgeschichte Potthast, in: Hartstein/Ring/Kreile,
Rundfunkstaatsvertrag, Stand: 5/2010, Teil B1, Rn. 393 ff.; vgl. auch
Michel, ZUM 2009, 453 ff.

18 Einstellungsentscheidung der Europ�ischen Kommission vom 24. 4.
2007, K (2007) 1761 endg., in der fçrmliche Zusagen der Bundesrepublik



aller nichtlinearen, d. h. nicht zeitgleich verbreiteten An-
gebote aus dem einfachgesetzlichen Rundfunkbegriff und
damit aus Teilen der gesetzlichen Rundfunkregulierung.
Rundfunk ist nach der Legaldefinition in § 2 Abs. 1 S. 1
RStV die f�r die Allgemeinheit und zum zeitgleichen Emp-
fang bestimmte Veranstaltung und Verbreitung von An-
geboten in Bewegtbildern oder Ton entlang eines Sende-
plans unter Benutzung elektromagnetischer Schwingun-
gen. F�r nichtlineare Angebote, also f�r solche Angebote,
die prim�r durch Einzelabruf �ber das Internet rezipiert
werden, wurde gleichzeitig die neue Kategorie der Tele-
medien eingef�hrt und einer gesonderten, im Vergleich
zum Rundfunk abgeschw�chten Regulierung in den
§§ 54 ff. RStV unterstellt. Diese definitorische Abschich-
tung f�hrte notwendig zu einem Auseinanderfallen von
einfachgesetzlichem und verfassungsrechtlichem Rund-
funkbegriff. Dem verfassungsrechtlichen Rundfunkbe-
griff, der nicht weniger als die Gew�hrleistungsreichweite
der Rundfunkfreiheit des Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG markiert, ist
das Merkmal der Linearit�t fremd. Ganz �berwiegend
werden ihm lediglich die Begriffsmerkmale Allgemeinheit
der Kommunikation, Darbietungscharakter und elektro-
magnetische Verbreitung zugerechnet.19 Die neue Kate-
gorie der Telemedien wird in § 2 Abs. 1 S. 3 RStV gegen-
�ber dem Rundfunk lediglich durch eine bemerkenswert
banale Negation definiert: Telemedien sind danach – wie
der Rundfunk auch – Informations- und Kommunikations-
dienste, die aber nicht Rundfunk sind. Die Nicht-Rund-
funk-Eigenschaft i. S. d. RStV kann sich aber nur aus dem
einfachgesetzlichen Rundfunkbegriff des RStV, insbeson-
dere dem dortigen Merkmal der Linearit�t ergeben, nicht
dagegen aus dem verfassungsrechtlichen Rundfunkbegriff.
Hieraus folgt, dass Telemedien, sofern sie massenkommu-
nikativ angelegt sind und Breitenwirkung, Aktualit�t und
Suggestivkraft entfalten, zwar Rundfunk im verfassungs-
rechtlichen Sinne sein kçnnen,20 gleichwohl aber formal
nicht den rundfunkrechtlichen Regelungen des RStV un-
terfallen. Zu dieser Kategorie z�hlen insbesondere solche
Telemedien, durch die urspr�nglich zeitgleich verbreitete
Rundfunkinhalte nachfolgend – und sei es nur wenige
Minuten sp�ter – via Internet zum Abruf bereitgestellt
werden.21 Unterfallen diese Telemedien damit dem ver-
fassungsrechtlichen Rundfunkbegriff, m�sste sich ihre ein-
fachgesetzliche Ausgestaltung grunds�tzlich auch an den
Vorgaben des Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG orientieren, also u. a.
auch an dem Strukturprinzip des Pluralismus.

a) Zulassungsfreiheit f�r Telemedien

Vor diesem Hintergrund erscheint zun�chst die Regelung
in § 54 Abs. 1 S. 1 RStV zweifelhaft, wonach im Gegensatz
zu dem in § 20 Abs. 1 S. 1 RStV statuierten Zulassungs-
erfordernis f�r private Rundfunkprogramme s�mtliche Te-
lemedien zulassungsfrei gestellt, also u. a. auch keiner
pr�ventiven Vielfaltspr�fung durch die Landesmedienan-
stalten unterzogen werden. Das rundfunkrechtliche Zulas-
sungserfordernis hat – wie § 25 RStV deutlich macht –
nicht zuletzt die Funktion sicherzustellen, dass im privaten
Rundfunk inhaltlich die Vielfalt der Meinungen im We-
sentlichen zum Ausdruck kommt und die bedeutsamen
politischen, weltanschaulichen und gesellschaftlichen
Gruppen in den Vollprogrammen angemessen zu Wort
kommen.22 § 25 Abs. 3 S. 1 RStV pr�zisiert diese allge-
meine Vorgabe dahingehend, dass zur Optimierung der
Vielfaltsanforderungen dritte Interessenten mit kulturellen
Programmbeitr�gen an privaten Rundfunkveranstaltern
beteiligt werden sollen. Ausdr�cklich stellt die Vorschrift

dann den Regelungszusammenhang zu § 20 Abs. 1 RStV
her, indem sie die zust�ndige Landesmedienanstalt anh�lt,
hierauf im Rahmen des Zulassungsverfahrens hinzuwir-
ken. Durch die rundfunkgesetzliche Freistellung aller, d. h.
auch solcher Telemedien, die dem verfassungsrechtlichen
Rundfunkbegriff unterfallen, von dem Zulassungserfor-
dernis und damit von den rundfunkgesetzlichen Vielfalts-
vorgaben der §§ 25, 20 RStV, l�uft das verfassungsrecht-
liche Vielfaltsgebot des Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG insoweit
zwangsl�ufig ins Leere. Dieses Manko hat der Gesetzgeber
auch nicht durch eigene spezifische Vielfaltsanforderun-
gen f�r Telemedien in den §§ 54 ff. RStV aufgefangen.

b) Vielfaltshemmende Regelungen f�r Telemedien çffent-
lich-rechtlicher Rundfunkanstalten

Das beschriebene Manko wird durch zus�tzliche vielfalts-
hemmende Regelungen f�r Telemedien, die von den çf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten angeboten werden,
verst�rkt. Den in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten sowie dem ZDF und dem Deutsch-
landradio wird in § 11 d Abs. 1 RStV einfachgesetzlich der
Auftrag erteilt und damit die Berechtigung einger�umt,
Telemedien zu veranstalten, die journalistisch-redaktionell
veranlasst und journalistisch-redaktionell gestaltet sind.
Jenseits der Frage, welchen Gehalt die Attribute „journa-
listisch-redaktionell veranlasst (bzw.) gestaltet“ konkret
haben,23 weisen sie doch einen deutlichen Bezug zu dem
massenkommunikativen Charakter der gesetzlich zugelas-
senen Telemedien, ihren rundfunkspezifischen Merkmalen
(Breitenwirkung, Aktualit�t und Suggestivkraft) sowie zu
den Begriffsmerkmalen des verfassungsrechtlichen Rund-
funkbegriffs (Allgemeinheit der Kommunikation, Darbie-
tungscharakter und elektromagnetische Verbreitung)
auf.24 Es handelt sich damit offensichtlich um Rundfunk
im verfassungsrechtlichen Sinne.25

Ausgehend von diesem Befund, m�ssen sich Ausgestal-
tungen und Beschr�nkungen der Telemedienbet�tigung
der çffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, wie sie in
den §§ 11 d ff. RStV geregelt wurden, in das durch Art. 5
Abs. 1 S. 2 GG vorgegebene Ausgestaltungs- und Be-
schr�nkungsraster einf�gen, insbesondere d�rfen sie die
Programmautonomie des çffentlich-rechtlichen Rund-
funks nicht unzul�ssig einschr�nken. Inwieweit dies gene-
rell der Fall ist oder auch nicht, ist an dieser Stelle nicht zu
vertiefen.

Unter dem hier interessierenden Aspekt der rundfunkver-
fassungsrechtlichen Vielfaltsgew�hrleistung sind jeden-
falls zwei Regelungen auff�llig: Einmal die Verpflichtung,
Sendungen auf Abruf und sendungsbezogene Telemedien
gem. § 11 d Abs. 2 Nr. 1 und 2 RStV grunds�tzlich nach
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Deutschland festgeschrieben sind, zur Ausr�umung beihilferechtlicher
Bedenken der Kommission gegen die damalige Ausgestaltung der Rund-
funkgeb�hr den Auftrag des çffentlich-rechtlichen Rundfunks gesetzlich
konkreter zu fixieren, http://ec.europa.eu/eu_law/state_aids/comp-2005/
e003-05.pdf.

19 Schulz, in: Hahn/Vesting (Fn. 6), § 2 RStV Rn. 14 ff. m. w. N.
20 Vgl. hierzu BVerfG, 24. 3. 1987 – 1 BvR 147, 478/86, BVerfGE 74, 297,

351 f.; BVerfG, 5. 2. 1991 – 1 BvF 1/85, 1/88, BVerfGE 83, 238, 302;
Hain, Die zeitlichen und inhaltlichen Einschr�nkungen der Telemedien-
angebote von ARD, ZDF und Deutschlandradio nach dem 12. R�ndStV,
2009, S. 34 ff. m. w. N.

21 Derartige Angebote erfolgen insbesondere innerhalb der Mediatheken der
Rundfunkveranstalter, vgl. z. B. http://www.zdf.de; http://www.ardmedia
thek.de; http://rtl-now.rtl.de.

22 Hartstein/Ring/Kreile (Fn. 17), Stand: 12/2008, § 20 RStV Rn. 5 f.
23 Vgl. hierzu Held, in: Hahn/Vesting (Fn. 6), § 11 d RStV Rn. 39 ff. m. w. N.
24 Vgl. auch Hartstein/Ring/Kreile (Fn. 17), Stand: 5/2010, § 11 d RStV

Rn. 7 f.
25 Held, in: Hahn/Vesting (Fn. 6), § 11 d RStV Rn. 18.



einer Verweildauer von lediglich ein bis sieben Tagen aus
dem Angebot zu entfernen, zum anderen die Verpflich-
tung, gem. § 11 f Abs. 4 bis 7 RStV neue Telemedien-
angebote oder die Ver�nderung eines bestehenden Tele-
medienkonzepts vor ihrer Verbreitung der zeitaufw�ndi-
gen Prozedur eines 3-stufigen Testverfahrens zu unterzie-
hen. Materiell-rechtliche und prozedurale Vielfaltsbe-
schr�nkungen sind die Folge.

Einmal stellt die zeitlich eng limitierte Befugnis zum
Bereithalten von Sendungen und sendungsbezogenen Te-
lemedien auf Abruf �ber das Internet eine Beschr�nkung
der Informationsmçglichkeiten der Rezipienten dar. Die
Option, sich eine verpasste Rundfunksendung nachtr�glich
durch Einzelabruf zug�nglich machen zu kçnnen, verbrei-
tert zweifellos die Mçglichkeiten des Rezipienten auf um-
fassende und vielf�ltige Information. Diese Mçglichkeiten
auf eine sehr kurze Zeitspanne zu begrenzen und f�r die
Zeit nach deren Ablauf gesetzlich auszuschließen, er-
scheint bereits deshalb verfassungsrechtlich paradox, weil
es sich unver�ndert um Inhalte handelt, die bei der voran-
gegangenen zeitgleichen Verbreitung zweifelsfrei Rund-
funk auch im einfachgesetzlichen Sinne waren und durch
diesen Status vor einem vergleichbaren gesetzlichen Zu-
griff zweifelsfrei verfassungsrechtlich gesch�tzt gewesen
w�ren. Soll tats�chlich bei unver�nderten Inhalten allein
das formale Element der Nichtlinearit�t den Unterschied
machen und dem Gesetzgeber die Berechtigung zuwach-
sen lassen, zulasten der Informationsinteressen der Rezi-
pienten und damit zulasten der inhaltlichen Vielfalt der
Angebote Limitierungen anzuordnen? Vergleichbare
Zweifel bestehen bei der entsprechenden zeitlichen Be-
grenzung des Abrufs sendungsbezogener Telemedien, also
solcher internetbasierter Angebote, die gem. § 2 Abs. 2
Nr. 19 RStV, „der Aufbereitung von Inhalten aus einer
konkreten Sendung einschließlich Hintergrundinformatio-
nen dienen .. .“. Damit wird dem Rezipienten nach Eintritt
des Zeitablaufs neben der Mçglichkeit des nachtr�glichen
Anschauens oder Anhçrens einer Rundfunksendung selbst
zus�tzlich auch die Mçglichkeit, sich durch Abruf sen-
dungsbezogene thematische Hintergrundinformationen zu
beschaffen, entzogen. Auch hiergegen bestehen deutliche
verfassungsrechtliche Bedenken.26

Im Hinblick auf die verfassungsrechtlich gebotene Viel-
faltsgew�hrleistung lassen sich diese Bedenken letztlich
auch nicht unter Hinweis auf § 11 d Abs. 2 Nr. 3 RStV
ausr�umen. Diese Vorschrift erçffnet zwar die Mçglich-
keit, Sendungen und sendungsbezogene Telemedien auch
nach Ablauf der o. g. zeitlichen Limitierungen zu verbrei-
ten, dies allerdings nur nach Durchf�hrung eines 3-stufi-
gen Testverfahrens gem. § 11 f Abs. 4 bis 7 RStV. Dieser
sog. Drei-Stufen-Test verlangt, dass der Intendant gegen-
�ber seinem zust�ndigen Gremium (Rundfunk- bzw. Fern-
sehrat bzw. Hçrfunkrat) darzulegen hat,

– inwieweit das Angebot den demokratischen, sozialen
und kulturellen Bed�rfnissen der Gesellschaft ent-
spricht,

– in welchem Umfang durch das Angebot in qualitativer
Hinsicht zum publizistischen Wettbewerb beigetragen
wird und

– welcher finanzielle Aufwand f�r das Angebot erforder-
lich ist.

Das zust�ndige Gremium entscheidet mit einer Mehrheit
von 2/3 der anwesenden Mitglieder, mindestens aber mit
der Mehrheit der gesetzlichen Mitglieder. Vor der Ent-
scheidung ist interessierten Dritten Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben. Das zust�ndige Gremium kann Sach-

verst�ndigengutachten einholen; zu den marktlichen Aus-
wirkungen hat es gutachterliche Beratung hinzuzuziehen.
Anschließend erfolgt eine Pr�fung von Verfahren und
Ergebnis durch die staatliche Rechtsaufsicht und ab-
schließend die çffentliche Bekanntmachung des neuen
Angebots in den amtlichen Verk�ndungsbl�ttern der je-
weils betroffenen L�nder.
Dieses vielfach kritisierte Verfahren27 ist nicht nur dann
durchzuf�hren, wenn die o. g. zeitliche Limitierung beste-
hender Angebote modifiziert werden soll, sondern gem.
§ 11 f Abs. 4 RStV auch dann, wenn ein vollst�ndig neues
Angebot geplant ist.
Die Komplexit�t und der gestufte Aufbau des Drei-Stufen-
Tests f�hren zwangsl�ufig zu einem Verfahren, das erheb-
liche Zeit, realistisch ist mindestens ein Jahr, in Anspruch
nimmt. Zeit, in der es den çffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten gesetzlich verwehrt ist, ihre Telemedienan-
gebote an sich ggf. rasch ver�ndernde Informationsbed�rf-
nisse und Rezeptionsgewohnheiten anzupassen. Diese ge-
bremste Reaktionsgeschwindigkeit f�hrt zwangsl�ufig zu
einer zumindest vor�bergehenden Beschr�nkung der in-
haltlichen Breite und Aktualit�t und damit zwangsl�ufig
auch zu einer Verminderung der Vielfalt der journalis-
tisch-redaktionell veranlassten und gestalteten Angebote.
Da es sich bei diesen Angeboten um Rundfunk im ver-
fassungsrechtlichen Sinne handelt, kollidiert dies mit dem
rundfunkverfassungsrechtlichen Pluralismusgebot.

2. Keine Zulassungspflicht f�r Internet-Hçrfunk

Verlangt der Rundfunkgesetzgeber f�r Telemedien, die
dem verfassungsrechtlichen, nicht aber dem einfachge-
setzlichen Rundfunkbegriff unterfallen, in verfassungs-
rechtlich bedenklicher Weise keine vielfaltsregulierende
Zulassung, verzichtet er im Zuge von Anpassungen an das
Internet paradoxer Weise in einem Fall auch dort auf das
Zulassungserfordernis, wo es sich unstreitig um Rundfunk
i. S. d. § 2 Abs. 1 S. 1 RStV handelt. Nach § 20 b RStV
bedarf n�mlich die Verbreitung von Hçrfunkprogrammen
ausschließlich im Internet keiner Zulassung, sondern le-
diglich einer Anzeige gegen�ber der zust�ndigen Landes-
medienanstalt. Zweck dieser Regelung ist es, „Erleichte-
rungen“ f�r die rasant zunehmende Zahl von Internet-Ra-
dios vor dem Hintergrund zu schaffen, dass das Internet
einen einfachen technischen Zugang ohne relevante Ka-
pazit�tsbeschr�nkungen ermçglicht.28

Bereits der Umstand, dass der Gesetzgeber die Freistellung
ausschließlich auf reinen Internet-Hçrfunk beschr�nkt und
nicht auch auf solche Hçrfunkangebote erstreckt hat, die
neben terrestrischer, Kabel- und/oder Satellitenverbrei-
tung zus�tzlich auch �ber Internet verbreitet werden, zeigt
fehlende legislatorische Konsequenz. Es handelt sich in-
haltlich um dieselben zeitgleich verbreiteten Programme;
lediglich der zus�tzliche technische Verbreitungsweg In-
ternet vermag eine unterschiedliche regulatorische Be-
handlung nicht zu begr�nden. Hinzu kommt, dass der
Gesetzgeber offensichtlich keine Veranlassung gesehen
hat, eine entsprechende Vorschrift auch f�r die ausschließ-
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26 Hain (Fn. 20), S. 94 ff.; offenbar als Reaktion auf solche Bedenken hat die
Rundfunkkommission der L�nder am 12. 2. 2014 beschlossen, „die Rege-
lungen zur Beauftragung von Telemedien einer generellen Pr�fung zu
unterziehen und in diesem Zusammenhang auch eine Ab�nderung der
7-Tage-Regelung f�r sendungsbezogene Telemedien zu pr�fen“, vgl.
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/drucks/1600/drucksache-18-
1619.pdf.

27 Vgl. etwa Ladeur, ZUM 2009, 906 ff.; Eifert, in: Hahn/Vesting (Fn. 6),
§ 11 f RStV Rn. 207 ff.

28 Hartstein/Ring/Kreile (Fn. 17), Stand: 3/2010, § 20 b RStV Rn. 2.



liche Verbreitung von Fernsehprogrammen �ber Internet
zu erlassen. Eine dies legitimierende Differenzierung des
verfassungsrechtlichen Vielfaltsmaßstabs nach Hçrfunk
oder Fernsehen findet in der Rechtsprechung des BVerfG
keine Grundlage.
Angesichts des Nutzungsgrads von reinem Internethçr-
funk29 ist davon auszugehen, dass er sich hinsichtlich
Breitenwirkung und Suggestivkraft nicht wesentlich von
herkçmmlich verbreitetem Hçrfunk unterscheidet. Die
Freistellung von dem auch zur Sicherung inhaltlicher Viel-
falt dienenden pr�ventiven Aufsichtsmittel der Zulassung
in § 20 b RStV erscheint damit verfassungsrechtlich nur
schwer begr�ndbar.30

3. Plattformregulierung

Mit dem 2008 in Kraft getretenen 10. Rundfunk�nderungs-
staatsvertrag wurde in den V. Abschnitt des RStV die sog.
Plattformregulierung eingef�gt.31 Es handelte sich hierbei
u. a. auch um die Reaktion des Rundfunkgesetzgebers auf
Gef�hrdungen der Meinungsvielfalt durch das Aufkommen
konvergenz- und damit auch internetgetriebener Zugangs-
portale und das Auftreten entsprechender neuer Marktteil-
nehmer.32 Zentrale Normen sind die Definition der Platt-
form bzw. des Plattformbetreibers in § 2 Abs. 2 Nr. 13
RStV sowie die §§ 52 ff. RStV mit der gesetzlichen Kon-
kretisierung, welche Plattformen unter die nachfolgenden
spezifischen Regelungen fallen und welche Anforderungen
ein Plattformanbieter zu erf�llen hat. Diese gesetzliche
Systematik erf�llt den Zweck der Vielfaltssicherung auf-
grund neuerer technischer Entwicklungen nur bedingt.
Nach der Legaldefinition des § 2 Abs. 2 Nr. 13 RStV un-
terfallen der Plattformregulierung alle Anbieter, die auf
digitalen �bertragungskapazit�ten oder digitalen Daten-
strçmen Rundfunk und vergleichbare Telemedien, d. h.
Telemedien, die an die Allgemeinheit gerichtet sind, auch
von Dritten mit dem Ziel zusammenfassen, diese Angebote
als Gesamtangebot zug�nglich zu machen. Diese Definiti-
on sollte kabelgebundene, terrestrische und satellitenge-
st�tzte Plattformen erfassen, klammert jedoch insbesonde-
re ein zwischenzeitlich massenhaft praktisch gewordenes
und damit vielfaltsrelevantes Segment von „Plattformen“
aus: Die Benutzeroberfl�chen des Smart-TV.33 Smart-TV
bezeichnet die technische Mçglichkeit sowohl linearer als
auch zeitsouver�ner Nutzung von Rundfunk- und Internet-
angeboten mittels eines Empfangs- bzw. Wiedergabege-
r�ts auf einem Bildschirm.34 Es kçnnen hierbei also so-
wohl zeitgleich verbreitete Rundfunkprogramme als auch
Inhalte durch Einzelabruf auf einem Ger�t sicht- und hçr-
bar gemacht werden. Smart-TV-Ger�te sind innerhalb k�r-
zester Zeit zum Standard auf dem Markt geworden und
finden massenhaft Verbreitung.35 Die duale Funktionalit�t
der Ger�te verlangt nach einem Bedien- und Auswahlme-
chanismus, der dem Nutzer die technische und inhaltliche
Steuerung und damit die Auffindbarkeit seiner pr�ferierten
Nutzungen ermçglicht. Ein solcher Mechanismus wird
regelm�ßig in Form ger�teimplantierter Benutzerober-
fl�chen zur Verf�gung gestellt. Und zwar nicht selten
von einem kooperativen Verbund von Ger�teherstellern,
Softwareproduzenten und TK-Unternehmen, die durch die
Art der Ausgestaltung ihrer Benutzeroberfl�chen Bedin-
gungen f�r die Zug�nglichkeit und Auffindbarkeit auch
linearer Rundfunkprogramme setzen. Diese Bedingungen
kçnnen rein technisch-gestalterisch determiniert sein, sie
kçnnen aber auch interessengerichtet auf die Lenkung und
Steuerung des Nutzerzugriffs auf bestimmte Inhalte abzie-
len und damit nicht pr�ferierte Inhalte diskriminieren.

Solche Diskriminierungen bestimmter Inhalte kçnnen ihrer-
seits wiederum die verfassungsrechtlich zu gew�hrleistende
Vielfalt von Rundfunkangeboten verengen.36 Die Platt-
formregulierung enth�lt zwar z. B. in § 52 a Abs. 3 RStV
eigene Antidiskriminierungsregelungen. Diese Regelungen
sind jedoch auf die Gegebenheiten des Smart-TV nicht
anwendbar, weil ger�teimplantierte Benutzeroberfl�chen
nicht von der Plattformdefinition in § 2 Abs. 2 Nr. 13 RStV
erfasst werden. Diese kn�pft die Anwendbarkeit der Regeln
der Plattformregulierung an das Vorhandensein einer digi-
talen technischen Infrastruktur, n�mlich digitaler �bertra-
gungskapazit�ten oder digitaler Datenstrçme. Eine solche
Infrastruktur ist bei ger�teeigenen Benutzeroberfl�chen je-
doch gerade nicht vorhanden, weil es sich bei diesen Ober-
fl�chen lediglich um Software basierte Portale handelt, die
selbst keine �bertragungskapazit�ten oder Datenstrçme
nutzen, sondern allein Zug�nge zu solchen Kapazit�ten oder
Strçmen herstellen. Das in der Funktionalit�t der Benutzer-
oberfl�chen enthaltene vielfaltsgef�hrdende Diskriminie-
rungspotential verlangt deshalb, wollte man sich nicht auf
das unsichere Terrain einer analogen Anwendung gegen den
Wortlaut der Norm begeben,37 nach einer erweiterten ge-
setzlichen Plattformdefinition, die Benutzeroberfl�chen
von Smart-TV ausdr�cklich und in geeigneter Weise in
die Plattformregulierung mit einbezieht.38

4. Rundfunkbeitragsstaatsvertrag

Auch mit einem grundlegenden Wechsel der Modalit�ten
der Finanzierung des çffentlich-rechtlichen Rundfunks in
Deutschland hat der Rundfunkgesetzgeber auf Vielfalts-
gef�hrdungen durch technische, �berwiegend internetba-
sierte Entwicklungen reagiert. Mit dem am 1. 1. 2013 in
Kraft getretenen Rundfunkbeitragsstaatsvertrag wurde die
ger�teabh�ngige Rundfunkgeb�hr als Prim�rfinanzierung
des çffentlich-rechtlichen Rundfunks durch einen ger�-
teunabh�ngigen Rundfunkbeitrag ersetzt. Ankn�pfungs-
punkt f�r die Zahlungspflicht ist seither nicht mehr das
Bereithalten eines Rundfunkempfangsger�ts, sondern das
Innehaben einer Wohnung, einer Betriebsst�tte bzw. eines
Kfz.39 Dieser Wechsel des Abgabentatbestands war eine
notwendige Folge der zunehmenden Verf�gbarkeit kon-
vergenter, multifunktionaler Endger�te als Folge der Digi-
talisierung von Inhalten und Verbreitungswegen. Insbe-
sondere der Umstand, dass neuartige Rundfunkempfangs-
ger�te wie der internetf�hige PC multifunktional, d. h.
nicht prim�r zur Rundfunknutzung, sondern typischerwei-
se auch f�r Textverarbeitung, Tabellenkalkulation,
E-Mail-Kommunikation, Internet-Recherchen, elektroni-
sche Steuererkl�rungen etc. genutzt werden, ließen eine
ger�tebezogene Abgabe zur Finanzierung des çffentlich-
rechtlichen Rundfunks als nicht mehr zukunftsf�hig er-
scheinen.40 Diese Zukunftsf�higkeit der Finanzierung des
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29 Vgl. Gattringer/Klingler, Mediaperspektiven 2013, 441, 448 ff.
30 Vgl. auch Schulz, in: Hahn/Vesting (Fn. 6), § 20 b RStV Rn. 2.
31 Vgl. Weisser/Glas, ZUM 2009, 914 ff.; Ritlewski, ZUM 2008, 403, 404 ff.
32 Vgl. Hartstein/Ring/Kreile (Fn. 17), Stand: 7/2009, § 52 RStV Rn. 2.
33 Die Terminologie ist nicht einheitlich; synonym werden auch die Bezeich-

nungen Hybrid-TV und Connected TV verwendet.
34 Vgl. Sewczyk/Wenk, Mediaperspektiven 2012, 178.
35 Vgl. Sewczyk/Wenk, Mediaperspektiven 2012, 178, 179.
36 Vgl. Sch�tz/Schreiber, MMR 2012, 659.
37 So aber Sch�tz/Schreiber, MMR 2012, 659, 661, die ungeachtet des

Umstands, dass in Kenntnis des Problems nachfolgend mehrere weitere
Rundfunk�nderungsstaatsvertr�ge ratifiziert wurden, von einer planwid-
rigen L�cke ausgehen.

38 Vgl. hierzu Weber, ZUM 2011, 452, 453 f.
39 Vgl. zu den Einzelheiten Bosman, K&R 2012, 5 ff.
40 Vgl. Eicher, Mediaperspektiven 2012, 614 f.; Kirchhof, Die Finanzierung

des çffentlich-rechtlichen Rundfunks, 2010, S. 11; Dittmann, Die Finan-



çffentlich-rechtlichen Rundfunks galt es aber zu bewah-
ren, sollte er auch k�nftig seine verfassungsrechtlich indi-
zierte Aufgabe der Gew�hrleistung der Grundversorgung,
d. h. der Vielfaltssicherung in der dualen deutschen Rund-
funkordnung und damit auch der Existenzsicherung viel-
faltsdefizit�ren privaten Rundfunks in dem gebotenen Um-
fang wahrnehmen kçnnen. Die Neuregelung hat ungeach-
tet teilweise kritischer Begleitung in der Literatur41 zwi-
schenzeitlich uneingeschr�nkte Best�tigung in der (Lan-
des-)Verfassungsrechtsprechung erfahren.42 Und sie hat
sich mittlerweile auch durch eine Verbreiterung der Ab-
gabenbasis und hierdurch bewirkter signifikanter Erhç-
hung der Abgabengerechtigkeit praktisch bew�hrt, so dass
erstmals eine Senkung der Hçhe der Rundfunkabgabe
beschlossen werden konnte.43

5. Netzneutralit�t

Weniger zukunftsgerichtet agiert der nationale Gesetzge-
ber, wenn es um die Sicherung der Internetverbreitung von
Rundfunkinhalten gegen mçgliche vielfaltsgef�hrdende
Eingriffe von Signaltransporteuren geht. Vielfalt der
Rundfunkinhalte setzt Chancengleichheit und Diskrimi-
nierungsfreiheit auch bei dem technischen Vorgang der
Internetverbreitung voraus. Gefordert ist damit Netzneu-
tralit�t, also die Gleichbehandlung aller Datenpakete im
Internet unabh�ngig davon, aus welcher Quelle sie stam-
men, welchen Inhalt sie haben und wer der Adressat ist.44

Eine erste nationale Regelung erfuhr das Thema Netzneu-
tralit�t in § 41 a TKG durch die TKG-Novelle 2012. Al-
lerdings lediglich in Form einer qualifizierten Verord-
nungserm�chtigung, die es der Bundesregierung ermçg-
licht, gegen�ber Unternehmen, die Telekommunikations-
netze betreiben, grunds�tzliche Anforderungen an eine
diskriminierungsfreie Daten�bermittlung und den diskri-
minierungsfreien Zugang zu Inhalten und Anwendungen
festzulegen, um eine willk�rliche Verschlechterung von
Diensten und eine ungerechtfertigte Behinderung oder
Verlangsamung des Datenverkehrs in den Netzen zu ver-
hindern. Ein drohender praktischer Anwendungsfall45

f�hrte dann rasch zur Vorlage eines Verordnungsentwurfs
des Bundeswirtschaftsministeriums mit Datum vom 31. 7.
2013,46 der jedoch bislang – auch bedingt durch den zwi-
schenzeitlichen Regierungswechsel – keine Verbindlich-
keit erlangt hat. Zwar ist auch im Koalitionsvertrag zwi-
schen CDU, CSU und SPD f�r die 18. Legislaturperiode
ausdr�cklich festgelegt, dass die Gew�hrleistung von
Netzneutralit�t als eines der Regulierungsziele verbindlich
im TKG verankert werden soll,47 offenbar werden aber
zun�chst Regulierungsans�tze auf EU-Ebene abgewar-
tet.48 Diese Regulierungsans�tze scheinen jedoch derzeit
wenig geeignet, das Prinzip der Netzneutralit�t in einer
dem verfassungsrechtlichen Vielfaltspostulat f�r den deut-
schen Rundfunk Rechnung tragenden Weise zu sichern. So
ist dort zwar grunds�tzlich zugunsten eines offenen Inter-
nets vorgesehen, dass Provider bestimmte Dienste oder
Dienstleistungsklassen innerhalb vertraglich vereinbarter
Grenzen nicht blockieren, drosseln oder diskriminieren
kçnnen sollen. Gleichzeitig wird den Providern aber die
Mçglichkeit einger�umt, vertragliche Vereinbarungen f�r
Spezialdienste in hçherer Qualit�t anzubieten. Als Anwen-
dungsfall wird ausdr�cklich auch „Fernsehen auf der
Grundlage des Internetprotokolls“ genannt. Dies w�rde
aber nichts anderes bedeuten, als dass der Transport von
Fernsehprogrammen �ber den Verbreitungsweg Internet
von Konditionen des Providers abh�ngig gemacht werden
kann – und solche Konditionen werden vor allem finanzi-

eller Art sein. Damit w�rde aber der Internettransport und
damit die Empfangbarkeit von Rundfunkinhalten einem von
çkonomischen Interessen determinierten Steuerungsme-
chanismus ausgesetzt. Ein solcher Steuerungsmechanismus
w�rde als Auswahl- und Selektionskriterium die finanzielle
Gegenleistung und nicht die ungehinderte Verbreitung von
Informationen und Meinungen als Voraussetzung f�r die
verfassungsrechtlich geforderte Meinungsvielfalt vorsehen.
Genau diese Situation hat aber das BVerfG zum Anlass f�r
seine Feststellung genommen, dass „bei einer Steuerung des
Verhaltens der Rundfunkveranstalter allein �ber den Markt
das f�r die Funktionsweise einer Demokratie besonders
wichtige Ziel der inhaltlichen Vielfalt gef�hrdet ist“.49 Der
nationale Gesetzgeber sollte diese Verfassungsrechtspre-
chung bei seinem weiteren Bem�hen um die Gew�hrleis-
tung von Netzneutralit�t beachten.

V. Fazit

Die Untersuchung hat gezeigt, dass die Rundfunkgesetz-
gebung derzeit noch keine �bergreifende konzeptionelle
Lçsung f�r die zunehmende Koinzidenz von klassischem
Rundfunk und internetbasierten massenmedialen Angebo-
ten gefunden hat. Ein lediglich punktuelles Aufgreifen ein-
zelner Regulierungsthemen ohne Einbindung in ein Gesamt-
konzept bleibt nicht nur regelungstechnisches St�ckwerk,
sondern l�uft auch Gefahr, das rundfunkverfassungsrecht-
liche Vielfaltspostulat als Vorbedingung f�r eine funktio-
nierende Demokratie zu vernachl�ssigen. Erste �berlegun-
gen in Wissenschaft und Politik gehen deshalb in Richtung
der Etablierung einer �bergreifenden Medienfreiheit,50 ggf.
ausgef�hrt in Form eines „Medienstaatsvertrags“.51 Ein sol-
cher Ansatz erscheint folgerichtig, bei seiner Umsetzung

K&R 12/2014 Bosman, Rundfunkregulierung 2.0 789

zierung des çffentlich-rechtlichen Rundfunks durch eine Medienabgabe,
2009, S. 9 f.

41 Vgl. etwa Bçlck, NVwZ 2014, 266 ff.; Degenhart, ZUM 2011, 193 ff.;
ders., Verfassungsfragen des Betriebsst�ttenbeitrags nach dem Rundfunk-
beitragsstaatsvertrag der L�nder, K&R Beihefter 1/2013 zu Heft 3, S. 1 ff.;
Exner/Seifarth, NVwZ 2013, 1569 ff.; Gersdorf, in: Gersdorf/Paal, Infor-
mations- und Medienrecht, 2014, § 1 RBeitrStV Rn. 2 ff.; Korioth/
Koemm, DStR 2013, 833 ff.; hierzu Erwiderung Schneider, DStR 2014,
509 ff.

42 VGH Bayern, 15. 5. 2014 – Vf. 8-VII-12, Vf. 24-VII-12, ZUM-RD 2014,
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werden allerdings eine Vielzahl inhaltlicher undkompetenz-
rechtlicher Fragen zu kl�ren sein. Besonderer Beachtung
bedarf hierbei die Sicherung des bisherigen verfassungs-

rechtlichen Vielfaltspostulats f�r den Rundfunk und seine
k�nftige Erstreckung auch auf neue Formen der elektroni-
schen Massenkommunikation.
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I. Domainrecht

Gleich zwei Domainf�lle besch�ftigten das zivile Hçchst-
gericht �sterreichs, den Obersten Gerichtshof (OGH), im
Berichtszeitraum.

1. plattform-lyoness.at

Zun�chst erwirkte die klagende Lyoness Unternehmens-
gruppe im Wege einer einstweiligen Verf�gung, das Ver-
bot „die Domain ‚www.plattform-lyoness.at‘ sowie Do-
mains, die den Begriff ‚Lyoness‘ ohne unterscheidungs-
kr�ftigen Zusatz zum Unternehmen ‚LYONESS‘ enthal-
ten, zu verwenden“. Der erstbeklagte Verein und die eben-
falls geklagten f�hrenden Mitglieder betrieben n�mlich
unter der Internetadresse http://www.plattform-lyoness.at
ein Online-Forum. Darin wurde ein „Hilfsnetzwerk f�r
Lyoness Gesch�digte“ eingerichtet. Es handelte sich
durchwegs um ehemalige Mitarbeiter der nunmehr klagen-
den L-Europe AG sowie der L-Austria GmbH. Gegen die
offenkundige Verletzung des Namensrechts f�hrten die
Beklagten die Meinungsfreiheit nach Art. 10 MRK ins Tref-
fen und beriefen sich auf eine Judikatur, die es gestattete
„Ross und Reiter“ zu nennen. Die unter dem Namen „Lyo-
ness“ international bekannte Einkaufsgemeinschaft, die es
ihren Mitgliedern ermçglicht, bei zahlreichen Partnerbetrie-
ben zu verg�nstigten Konditionen zu erwerben und bis zu
2 % Cashback zu lukrieren, war n�mlich zunehmend in das
Visier von Verbraucherschutzverb�nden geraten; die me-
diale Berichterstattung hatte sich insoweit gewandelt, als
das „System Lyoness“ çffentlich zunehmend infrage ge-
stellt wurde. Bei der Wirtschafts- und Korruptions-Staats-
anwalt (WKStA) wurde gegen die Kl�gerinnen sowie gegen
Verantwortliche der Kl�gerinnen ein Ermittlungsverfahren
u. a. wegen des Verdachtes nach den §§ 146, 168 a StGB
(Betrug, Ketten/Pyramidenspiele) gef�hrt.

Der OGH best�tigte das Unterlassungsgebot und hielt zu-
n�chst fest, dass „kritisierende“ oder sog „Meinungs�uße-
rungs-Domains“ den Namen oder die Marke des Kritisier-
ten bzw. Parodierten in Form einer Domain (hier: „platt
form-lyoness.at“) beinhalten. Die Verwendung derartiger
Domains verletzt das Persçnlichkeitsrecht des Namens-
bzw. Markentr�gers dann nicht, wenn das Informations-
interesse hçher zu bewerten ist als das Interesse des Kenn-
zeicheninhabers, nicht im Zusammenhang mit kritischen
�ußerungen �ber seine Waren und Dienstleistungen ge-
nannt zu werden. Verbreiten aber ein Verein und seine
Mitglieder unter der Domain „plattform-lyoness.at“ kre-
ditsch�digende Inhalte �ber die Namenstr�gerin (hier:
Lyoness-Gruppe), so kann ihnen zwar nicht grunds�tzlich
die Verwendung des Wortes „Lyoness“ im Domainnamen

als unzul�ssig untersagt werden, jedenfalls aber die Ver-
wendung ohne unterscheidungskr�ftigen Zusatz.1

Mit der vorliegenden Entscheidung best�tigt die Recht-
sprechung die bisherige Judikaturlinie zur Verwendung
sog „Meinungs�ußerungsdomains“. Derartige auch „kriti-
sierende“ Domains genannte Domainnamen sind zul�ssig,
wenn der Name als Signal gebraucht wird, um Interessen-
ten auf die Kritik aufmerksam zu machen und der Benutzer
bei Betrachtung der zugehçrigen Website diese Umst�nde
unmittelbar erkennt. Weitere Zul�ssigkeitsvoraussetzung
bildet, dass dem Namenstr�ger die Mçglichkeit erhalten
bleibt, seinen eigenen Namen als Domain registrieren zu
lassen. Zu pr�fen ist schließlich, ob dem Domaininhaber
nicht auch andere ebenso geeignete Zeichen als Domain zur
Verf�gung stehen, um kritische Informationen �ber den
Namenstr�ger im Internet anzubieten.2 Die Beif�gung der
Zeichenfolge „plattform-“ schafft keinen notwendigen Ab-
stand im Bedeutungsgehalt zur Namensdomain „lyoness“.
Anderes gilt etwa f�r „lyoness-geschaedigte.com“, „lyo
ness-opfer.org“ oder „lyoness-opfer.net“. Die streitgegen-
st�ndliche Domain enth�lt demgegen�ber in ihrer Second-
Level-Domain keinerlei distanzierenden Zusatz, sondern
einen vollkommen neutralen bzw. bloß funktionellen Zu-
satz in der Form der Bezeichnung „Plattform“ und „.at“ f�r
eine aus �sterreich stammende Top-Level-Domain. Aus
der Gesamtbezeichnung „plattform-lyoness.at“ ist daher
noch keine hinreichende Abgrenzung zu der von den Kl�-
gerinnen betriebenen Einkaufsgemeinschaft zu erkennen,
sodass die schutzw�rdigen Interessen der Namenstr�ger
verletzt sind; auf den Inhalt der zugehçrigen Website
kommt es insoweit nicht an.3

2. goldschmiedeakademie.at

Der zweite Domainfall spielt im Handwerkermilieu. Der
klagende Verein A. bildet Goldschmiede nach der gesetz-
lichen Verordnung zum Lehrabschluss aus. Er machte
gegen die Beklagten, den Inhaber der Domain „gold
schmiedeakademie.at“ sowie die Betreiberin der zugehç-
rigen Website „Wiener Goldschmiedelehrgang“ und deren
Gesch�ftsf�hrer Unterlassungsanspr�che geltend. Der kla-
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* Mehr �ber den Autor erfahren Sie auf S. VIII.
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